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BESCHLUSS 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des Präsidenten 

DDr. Christoph GRABENWARTER, 

 

in Anwesenheit der Mitglieder 

 

Dr. Claudia KAHR,  

 

Dr. Georg LIENBACHER, 

 

Dr. Michael MAYRHOFER und 

 

Dr. Michael RAMI 

 

 

als Stimmführer, im Beisein der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterin 

Dr. Karin FELNHOFER-LUKSCH 

als Schriftführerin, 

 

 



 

 

 

 
A 15/2023-4 

13.06.2023 
 

 

2 von 3 
 
 

 

 

über die Klage des *** gegen die "Republik Österreich" in seiner heutigen nichtöf-

fentlichen Sitzung beschlossen: 

 

Die Klage wird zurückgewiesen. 

Begründung 

Nach Abweisung des Antrages auf Bewilligung der Verfahrenshilfe u.a. zur Einbrin-

gung einer Klage "gegen die Republik Österreich wegen Folter, Freiheitsentzie-

hung[,] Kör[p]erverletzung und Kör[p]ermis[s]handlung" mit Beschluss des Verfas-

sungsgerichtshofes vom 24. Februar 2023, A 11/2023, E 395/2023, – zugestellt am 

28. Februar 2023 – erhob der Einschreiter mit selbstverfasstem Schriftsatz vom 

1. März 2023 eine Klage "gegen die Republik Österreich" wegen "Folter, Freiheits-

entziehung".  

Gemäß Art. 137 B-VG erkennt der Verfassungsgerichtshof über vermögensrechtli-

che Ansprüche gegen den Bund, die Länder, die Gemeinden und die Gemeinde-

verbände, die weder im ordentlichen Rechtsweg auszutragen noch durch Bescheid 

einer Verwaltungsbehörde zu erledigen sind.  

Aus dem Schreiben des Einschreiters lässt sich kein Anhaltspunkt entnehmen, wo-

raus sich die Zuständigkeit des Verfassungsgerichtshofes gemäß Art. 137 B-VG im 

vorliegenden Fall ableiten ließe. Auch sonst findet sich keine Bestimmung, nach 

der der Verfassungsgerichtshof zur Entscheidung der vom Einschreiter betriebe-

nen Sache zuständig ist (vgl. VfGH 20.12.2001, A 14/01).  

Abgesehen davon, dass die Eingabe nicht formgerecht durch einen Rechtsanwalt 

eingebracht wurde, ist die Klage jedenfalls mangels Zuständigkeit des Verfassungs-

gerichtshofes als unzulässig zurückzuweisen. 
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Dies konnte gemäß § 19 Abs. 3 Z 2 lit. a VfGG ohne weiteres Verfahren in nichtöf-

fentlicher Sitzung beschlossen werden. 

Wien, am 13. Juni 2023 

Der Präsident: 

DDr. GRABENWARTER 

Schriftführerin: 

Dr. FELNHOFER-LUKSCH 


